
kommen; seine fundamentale Bedeutung ist an dieser 
Stelle nicht zu würdigen. Nach dem vielversprechenden 
Ergebnis der Genfer Konferenz der Regierungschefs der 
vier Großmächte tritt die Bestimmung des Art. 11 
Abs. 2, wonach dieser Vertrag mit dem Abschluß eines 
gesamteuropäischen Vertrages über kollektive Sicher­
heit seine Gültigkeit verliert, in den Vordergrund des 
Interesses. (Vgl. hierzu auch die Bekanntmachung über 
das Inkrafttreten des Warschauer Vertrages vom 4. Juni 
1955 — GBl. I S. 392).

Mehrere gesetzgeberische Maßnahmen befassen sich 
mit der inneren Organisation unseres Staates, d. h. 
seiner örtlichen Gliederung und der Struktur und 
Tätigkeit der örtlichen Staatsorgane. Die Verordnung 
über die Bearbeitung und Entscheidung von Anträgen 
auf Änderung von Bezirks-, Kreis-, und Gemeinde­
grenzen und Umbenennung von Gemeinden vom 6. Ja­
nuar 1955 (GBl. I S. 17) stellt fest, daß sich die neue 
territoriale Gliederung der Republik im Hinblick auf 
die rasche Entwicklung der Produktivkräfte als Erfolg 
erwiesen habe, daß daher die derzeitigen Bezirks- und 
Kreisgrenzen grundsätzlich stabil zu erhalten und nur 
dann zu modifizieren sind, wenn es nach sorgfältiger 
Prüfung außer Frage steht, daß sie „dem fortgeschrit­
tenen politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Auf­
bau nicht mehr gerecht werden“. Das hierbei zu be­
obachtende Verfahren besteht in großen Zügen darin, 
daß Änderungen von Kreisgrenzen innerhalb eines Be­
zirks vom Bezirkstag, Änderungen von Bezirksgrenzen, 
Zusammenlegungen von Gemeinden oder Verselbstän­
digung von Ortsteilen aber vom Ministerrat beschlossen 
werden, in beiden Fällen jedoch zunächst entsprechende 
Beschlüsse der Volksvertretung der unmittelbar be­
troffenen Gebiete vorliegen müssen.

Mit den beiden Verordnungen über die Änderung der 
Ordnung für den Aufbau und die Arbeitsweise der 
staatlichen Organe der Bezirke vom 6. Januar 1955 und 
über die Änderung der Ordnung für den Aufbau und 
die Arbeitsweise der staatlichen Organe der Kreise vom 
gleichen Tage (beide GBl. I S. 18) wird die Zusammen­
setzung der Räte der Bezirke und Kreise dahin geändert, 
daß die Zahl der neben dem Vorsitzenden, seinen Stell­
vertretern und dem Sekretär erforderlichen Mitglieder 
von 5 bis 8 auf 7 bis 10 erhöht wird — eine Maßnahme, 
die zweifellos auf die starke Vermehrung der Geschäfte 
und Zuständigkeiten der örtlichen Organe seit dem 
Jahre 1952 zurückzuführen ist. Das sind jedoch nicht 
die einzigen Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeit 
der örtlichen Staatsorgane: der Ministerrat erließ in 
der Berichtsperiode nicht weniger als drei bedeutsame 
Beschlüsse zu diesem Gegenstand. Zunächst ist hier auf 
die Bekanntmachung des Beschlusses des Ministerrats 
über die Muster-Arbeitsordnung für die Räte der Be­
zirke vom 10. März 1955 (GBl. I S. 245) hinzuweisen. Die 
Muster-Arbeitsordnung, nach deren Vorbild die Räte 
der Bezirke bis zum 15. April 1955 individuelle Arbeits­
ordnungen zu beschließen hatten und die ihrem Wesen 
nach eine Zusammenfassung von Statut und Geschäfts­
ordnung ist, regelt im einzelnen Form und Verfahren 
der gesamten Verwaltungstätigkeit der Bezirksräte und 
ihrer Mitglieder und faßt deren Zuständigkeiten zu­
sammen. Bemerkenswert ist auch hier die Erhöhung 
der kollektiven Verantwortlichkeit, wie wir sie hin­
sichtlich des obersten Verwaltungsorgans, des Minister­
rats, bereits in der letzten Übersicht feststellten1); auch 
hier trägt nunmehr jedes Mitglied des Rates gegen­
über dem Bezirkstag _die persönliche Verantwortung 
für die Arbeit des gesamten Rats des Bezirks (vgl, § 1 
Abs. 2 der Muster-Arbeitsordnung). Die Arbeitsordnung 
ergänzt — teilweise: ersetzt — die entsprechenden Be­
stimmungen der Ordnung für den Aufbau und die 
Arbeitsweise der staatlichen Organe der Bezirke vom 
24. Juli 1952 (GBl. S. 621); ein entsprechender Beschluß 
für die Räte der Kreise dürfte noch zu erwarten sein.

Die beiden änderen (Beschlüsse, publiziert durch Be­
kanntmachung des Beschlusses des Ministerrats über 
die Anleitung und Kontrolle der Räte der Bezirke und 
Kreise durch den Ministerrat vom 3. Februar 1955 
(GBl. II S. 65) und Bekanntmachung des Beschlusses 
des Ministerrats über die Anleitung und Kontrolle der 
Fadlabteilungen bei den Räten der Bezirke und Kreise
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durch die Ministerien und Staiatssekretariate mit 
eigenem Geschäftsbereich vom gleichen Tage (GBl. II 
S. 66) sind in engem Zusammenhänge zu betrachten. 
Beide erstreben eine Regelung gewisser Aspekte eines 
der schwierigsten — und, wie schon Lenin sagte2) bei 
der Ordnung der Staatsverwaltung unvermeidlichen — 
Probleme der Verwaltungsorganisation: des Problems 
der mehrfachen Unterstellung. Den im Justizapparat 
unseres Staates tätigen Lesern ist dieses Problem nicht 
unbekannt; erst kürzlich3) erinnerten B e n j a m i n -  
M e l s h e i m e r  daran, daß in gewissen Perioden un­
serer staatlichen Entwicklung die Staatsanwaltschaft 
nicht weniger als vierfach unterstellt war. Eine doppelte 
Unterstellung der örtlichen Organe des demokratischen 
Staates ergibt sich stets daraus, daß sie einerseits der 
Volksvertretung ihres örtlichen Bereichs verantwortlich, 
andererseits aber auch an die Weisungen der zentralen 
staatlichen Behörden gebunden sind. Aber auch die 
Unterstellung unter zentrale Regierungsorgane ist in 
sich wiederum, eine mehrfache, insofern nämlich der 
Ministerrat gegenüber den örtlichen Räten als Ganzes, 
der Ministerpräsident bzw. der Innenminister gegen­
über den Vorsitzenden der Räte und schließlich die 
Fachminister gegenüber den entsprechenden Abtei­
lungen bei den Räten weisungsbefugt sind. Mit diesem 
letzteren Teilproblem der mehrfachen Unterstellung, 
dessen Lösung eine umfassende Koordinierung und ge­
naue Abgrenzung der jeweils in Frage kommenden Be­
fugnisse verlangt, beschäftigen sich jene beiden Be­
schlüsse, die daneben gleichzeitig Bestimmungen ent­
halten, die der Verbesserung der Anleitung und Kon­
trolle durch den jeweils Weisungsbefugten dienen. Der 
erste Beschluß legt zunächst die Weisungsbefugnis des 
Ministerrats gegenüber den Räten der Bezirke und 
Kreise schlechthin, ferner die Weisungsbefugnis des 
Ministerpräsidenten und des Innenministers gegenüber 
den Vorsitzenden der Räte fest, wobei dem Innen­
minister auferlegt wird, den Vorsitzenden der Räte der 
Bezirke vor Beginn jeden Quartals die wichtigsten Auf­
gaben für die Arbeit der örtlichen Räte aus dem Ar­
beitsplan des Ministerrats mitzuteilen und auf regel­
mäßigen Zusammenkünften alle sechs Wochen mit den 
Vorsitzenden der Räte der Bezirke über diese Aufgaben 
zu beraten. Eine bemerkenswerte Neuerung dieses Be­
schlusses ist die Einführung von Brigaden, die zur 
Unterstützung der Räte und zur Kontrolle der Gesetz­
lichkeit der Verwaltung durch das Innenministerium 
organisiert werden und zu ihrer Arbeit außer den ört­
lichen Räten u. a. Vertreter der jeweils zuständigen 
Ministerien und der Deutschen Akademie für Staats­
und Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“ zuzuziehen 
haben.

Der andere Beschluß statuiert die Weisungsbefugnis
— und zugleich die Anleitung und Kontrollverpflichtung
— der Minister und Staatssekretäre m. e. G. gegenüber 
den entsprechenden Fachabteilungen der Räte, wobei 
die Weisungsbefugnis an die Person der Minister bzw. 
Staatssekretäre gebunden wird. Der Beschluß enthält 
in diesem Zusammenhang bemerkenswerte Formulie­
rungen wie: „die Anleitung muß die Funktionäre be­
fähigen, alle Aufgaben, die sich aus den Gesetzen . . . 
ergeben, richtig zu lösen. Versuche des Kommandierens 
und der kleinlichen Bevormundung sind zu unter­
binden“, oder: „die Minister . . . sind verpflichtet, zu 
den Weisungen eine klare Argumentation zu geben, die 
die Funktionäre der örtlichen Räte befähigt, die Be­
völkerung über die dringenden Maßnahmen aufzu­
klären und für deren Durchführung zu mobilisieren“. 
Die im Hinblick auf die mehrfache Unterstellung er­
forderliche Koordinierung wird dadurch erzielt, daß die 
Minister verpflichtet werden, Vorlagen für den Minister­
rat, die Aufgaben für die örtlichen Räte enthalten, vom 
Innenminister mitzeichnen zu lassen, daß sie weiter 
verpflichtet werden, im Falle der Erteilung unmittelbarer 
Weisungen an die Abteilungsleiter bei den Räten der 
Kreise hierüber auch die Abteilungsleiter bei den Räten 
der Bezirke zu informieren, und daß schließlich die 
Abteilungsleiter bei den Räten verpflichtet werden, 
über Weisungen ihrer Fachminister die Vorsitzenden 
der Räte zu informieren. *)

*) Lenin, ..Über doppelte Unterstellung und Gesetzlichkeit“, 
A. W. Bd. n S. 959.
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